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Abréviations

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
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SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droit privé

Ende Januar 2020 verabschiedete der Bundesrat den Bericht «Evaluation der
Bestimmungen im Zivilgesetzbuch zu Zwangsheiraten und Minderjährigenheiraten».
Der Bericht war vom Parlament durch die Annahme eines Postulats Arslan (basta, BS) in
Auftrag gegeben worden. Während der Bundesrat bei den Zwangsheiraten kein
gesetzgeberisches Verbesserungspotenzial erkannte, ortete er bei den
Minderjährigenheiraten Handlungsbedarf: Gemäss geltendem Recht kann eine im
Ausland geschlossene Ehe mit einer minderjährigen Person nur bis zu deren 18.
Geburtstag in der Schweiz als ungültig erklärt werden. Diese Frist sei zu kurz, stellte der
Bundesrat im Bericht fest. Die Klagefrist soll neu bis zum 25. Geburtstag erstreckt
werden, um Betroffenen genug Zeit zu geben, ihre Situation zu überdenken und die
notwendigen Schritte für eine Ungültigerklärung der Ehe zu veranlassen. Der Bundesrat
beauftragte das EJPD mit der Ausarbeitung einer entsprechenden Gesetzesänderung. 1

RAPPORT
DATE: 29.01.2020
KARIN FRICK

In Erfüllung zweier Postulate Arslan (basta, BS; Po. 17.4121) und Ruiz (sp, VD; Po. 17.4185)
veröffentlichte der Bundesrat Ende 2022 den Bericht «Einführung eines dritten
Geschlechts oder Verzicht auf den Geschlechtseintrag im Personenstandsregister –
Voraussetzungen und Auswirkungen auf die Rechtsordnung». Darin lehnte es die
Regierung ab, ein drittes Geschlecht oder die Möglichkeit zum Verzicht auf den
Geschlechtseintrag einzuführen. Eine solche Abkehr vom binären Geschlechtermodell
bedinge die Anpassung zahlreicher Rechtserlasse – «von der Bundesverfassung bis auf
Verordnungen der untersten Stufe». Von erheblichem Ausmass wären dem Bericht
zufolge auch die praktischen Auswirkungen; insbesondere bei der Erhebung von
Statistiken befürchtete der Bundesrat einen Informationsverlust. Nicht zuletzt,
konstatierte die Regierung, sei die Binarität der Geschlechter «in der Bevölkerung nach
wie vor fest verankert», sodass «die gesellschaftlichen Voraussetzungen für eine
Aufhebung des Geschlechts oder die Einführung eines dritten Geschlechts heute nicht
gegeben» seien.
Mit dieser Haltung stiess der Bundesrat bei Organisationen für die Rechte von non-
binären und trans Personen auf wenig Verständnis. Das Transgender Network
Switzerland bezeichnete den Bericht in der Presse als «Ohrfeige gegen nichtbinäre
Menschen». Dass die Gesellschaft dafür nicht bereit sei, stimme nicht. Das Netzwerk
berief sich auf eine 2021 durchgeführte Umfrage von Sotomo, in der sich 53 Prozent
der Schweizer Bevölkerung für die Einführung eines dritten Geschlechts in offiziellen
Dokumenten ausgesprochen hätten. Die Westschweizer Organisation Epicène
kritisierte gegenüber «Le Temps», dass es die Regierung vorziehe, «ihre Komfortzone
nicht zu verlassen». Enttäuscht zeigte sich gegenüber den Medien auch Postulantin
Sibel Arslan: Der Bundesrat schiebe mit der gesellschaftlichen Verankerung eine
Begründung vor; in Wahrheit scheue er sich vor der gesetzgeberischen Verantwortung. 2

RAPPORT
DATE: 21.12.2022
KARIN FRICK

Criminalité

In Erfüllung des Postulats Arslan (basta, BS) veröffentlichte der Bundesrat im Winter
2021 den Bericht «Prüfung wirksamerer Massnahmen zum Opferschutz in
Hochrisikofällen bei häuslicher Gewalt», welcher vom EJPD in Zusammenarbeit mit
dem Institut für Strafrecht und Kriminologie der Universität Bern erarbeitet wurde. Der
Bericht stellte basierend auf der Studie der Universität Bern fest, dass die Schweiz im
Vergleich zum Ausland über wenig Erfahrung im Bereich der elektronischen
Überwachung im Kontext der häuslichen Gewalt verfüge. Erkenntnisse aus Spanien
würden beispielsweise zeigen, dass diese zu einem wirksameren Schutz beitragen
könne, sofern sie mit einem Tracker oder Notfallknopf kombiniert werde, welche die
Opfer auf freiwilliger Basis erhielten. Die Schweiz müsse in diesem Bereich das Wissen
vertiefen sowie Erfahrungen sammeln und der Bundesrat schlage daher in einer ersten
Phase ein Pilotprojekt auf kantonaler Ebene vor. Dafür sei dank der entsprechenden
Bestimmungen im Bundesgesetz über die Verbesserung des Schutzes gewaltbetroffener
Personen keine Gesetzesänderung auf Bundesebene nötig. Die Überprüfung allfälliger
zusätzlicher rechtlicher Grundlagen obliege den Kantonen. Abschliessend empfahl

RAPPORT
DATE: 03.12.2021
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ihnen der Bundesrat, die Feststellungen aus dem vorliegenden Bericht und der
externen Studie für künftige Abwägungen miteinzubeziehen.  Zusätzlich beauftragte er
das EJPD, die laufenden Arbeiten in Zusammenarbeit mit den Kantonen zu verfolgen
und bis Ende 2023 Bericht über die Fortschritte zu erstatten. 3

Politique sociale

Groupes sociaux

Femmes et politique de parité

In Erfüllung eines Postulats Arslan (basta, BS) zur Förderung des beruflichen
Wiedereinstiegs von Frauen gab der Bundesrat eine Studie in Auftrag, die zentrale
Einflussfaktoren auf die Arbeitsmarktbeteiligung von Müttern eruierte und darauf
aufbauend Empfehlungen zur Erleichterung des Wiedereinstiegs und des Verbleibs von
Frauen im Arbeitsmarkt formulierte. 

Die vom Beratungsbüro Ecoplan durchgeführte Studie, zu der 1'000 Frauen mit Kindern
unter 12 Jahren befragt wurden, förderte zu Tage, dass sich vier von fünf interviewten
und aktuell nicht erwerbstätigen Frauen eine Erwerbstätigkeit wünschten, wenn «alle
für [s]ie persönlich wichtigen Voraussetzungen» zuträfen. Insgesamt am häufigsten
gaben die befragten Frauen an, dass sie ihr Erwerbspensum erhöhen oder eine
Erwerbstätigkeit aufnehmen würden, wenn eine finanzielle Notwendigkeit dazu
bestünde (38% der erwerbstätigen und 45% der nicht erwerbstätigen Frauen). Auch
weitere Faktoren entpuppten sich als entscheidungsrelevant für viele Frauen, wobei
sich die Einschätzungen bei Frauen mit und ohne Erwerbstätigkeit teilweise stark
unterschieden: So gab beinahe jede zweite Frau ohne Erwerbstätigkeit an, dass sie bei
familienfreundlichen Arbeitsbedingungen eine Erwerbstätigkeit aufnehmen würde
(47%), während nur knapp eine von drei erwerbstätigen Frauen ihr Pensum unter diesen
Gegebenheiten erhöhen würde (31%). Auch die zusätzlich von Ecoplan durchgeführte
Befragung von Arbeitgebenden unterstrich neben dem generellen Trend hin zu mehr
Teilzeitarbeit die Bedeutung von flexiblen Arbeitszeiten und -orten für die
Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen. Zwei von fünf nicht erwerbstätigen Frauen (40%)
würden zudem eine Arbeitsstelle annehmen, wenn sie Aussicht auf eine Stelle mit
passenden Anforderungen hätten, wogegen nur für eine von fünf Frauen im
Arbeitsmarkt eine passendere Stelle ein Grund für eine Erhöhung des Pensums
darstellte (22%). Die Kosten für die familienexterne Kinderbetreuung (31% der
Erwerbstätigen; 27% der nicht Erwerbstätigen) sowie der Wegfall steuerlicher Nachteile
(je 28%) schienen für beide Gruppen von Frauen ähnlich entscheidend zu sein. 

Als zentrale, die Erwerbstätigkeit beeinflussende Faktoren für die befragten Frauen
identifizierten die Autorinnen und Autoren der Studie die Kosten für die
familienexterne Kinderbetreuung, die Familienfreundlichkeit der Arbeitsbedingungen,
steuerliche Erwerbsanreize sowie Sensibilisierungs-, Beratungs- und Bildungsangebote,
um über die finanziellen Konsequenzen tiefer oder fehlender Erwerbstätigkeit
aufzuklären. Auch ein in Erfüllung des Postulats vom SECO organisierter Runder Tisch
zwischen Kantonen, Sozialpartnern, Akteuren im Bereich Gleichstellung und den
betroffenen Bundesämtern bestätigte die Relevanz der mit diesen Erklärungsfaktoren
verbundenen Handlungsfelder. Gleichzeitig verwiesen sie auf die zahlreichen
bestehenden Massnahmen und nannten eine Fülle von Vorzeigeprojekten, die auf
verschiedenen Staatsebenen und durch private oder öffentliche Akteure organisiert
würden. Die am Runden Tisch involvierten Akteure hoben darüber hinaus die
Wichtigkeit von Massnahmen hervor, die speziell auf die Arbeitsmarktintegration von
Frauen mit Migrationshintergrund abgestimmt sind. Ebenso sei es für die Stellung von
Frauen im Arbeitsmarkt zentral, dass sich Massnahmen zur Verbesserung
familienfreundlicher Arbeitsbedingungen auch an Männer adressierten und auch für
Männer die Möglichkeit gefördert werde, einer Teilzeitbeschäftigung nachzugehen. 

Der Bundesrat leitete aus dem Bericht ab, dass es aufgrund bestehender Massnahmen
und Projekte entgegen der Forderung der Postulantin weder einer Gesamtstrategie
noch eines Massnahmenplans bedürfe. Vielmehr müssten die zahlreichen bestehenden
Massnahmen und Angebote besser bekannt gemacht und die Koordination zwischen
den verschiedenen Verantwortlichen verbessert werden. Zusätzlich rege der
bestehende Fachkräftemangel Unternehmen dazu an, «proaktiv attraktive und
familienfreundliche Arbeitsbedingungen zu schaffen». Mit der Legislaturplanung und
der Gleichstellungsstrategie 2030 bestünden die strategischen Leitplanken zudem

RAPPORT
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bereits. Weiter verwies der Bundesrat auf laufende Geschäfte auf Bundesebene,
insbesondere auf Bestrebungen zur Einführung der Individualbesteuerung sowie auf die
Subventionierung der familienergänzenden Kinderbetreuung durch den Bund. Während
Letztere bislang in Form von befristeten Finanzhilfen erbracht wurde, soll es dafür
gemäss einer hängigen parlamentarischen Initiative künftig eine stärkere und
dauerhafte finanzielle Unterstützung geben (Pa.Iv. 21.403). Die Regierung fügte an, sie
habe in ihrem Bericht zur Erfüllung eines Postulats Moret (fdp, VD; Po. 19.3621) zudem
Empfehlungen zur Verbesserung bestehender Beratungsangebote zum Wiedereinstieg
aufgezeigt. Grundsätzlich betonte der Bundesrat jedoch auch, dass er in Bezug auf die
Förderung des beruflichen Wiedereinstiegs in erster Linie die Kantone und die
Unternehmen in der Verantwortung sehe. 4

1) Bericht BR vom 29.1.20; Medienmitteilung BR vom 29.1.20
2) Bericht BR vom 21.12.22; Medienmitteilung BR vom 21.12.22; AZ, CdT, LT, Lib, 22.12.22; Blick, 23.12.22
3) Bericht BR vom 3.12.21; Medienmitteilung BR vom 3.12.21
4) Bericht BR vom 29.6.23
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